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1. Instanz

Aktenzeichen S 7 RJ 3/01
Datum 28.03.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 6 RJ 216/03
Datum 19.10.2004

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 28.
MÃ¤rz 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist, ob die KlÃ¤gerin berechtigt ist, freiwillige BeitrÃ¤ge fÃ¼r die Zeit vom
01.10.1993 bis 31.12.1995 nachzuentrichten.

Die 1949 geborene KlÃ¤gerin hat am 10.03.1972 eine versicherungspflichtige
BeschÃ¤ftigung in Deutschland aufgenommen und war hier bis 1997 erwerbstÃ¤tig,
unterbrochen durch Zeiten der Arbeitslosigkeit (auch ohne Leistungsbezug) bzw. in
der Zeit von Oktober 1993 bis Dezember 1995 als Sozialhilfebezieherin. FÃ¼r die
Zeiten ohne Pflichtversicherung vom 01.05.1984 bis 31.12.1994 und fÃ¼r 05.1985
bzw. vom 01.04.1984 bis 31.10.1986 hat sie fristgerecht freiwillige BeitrÃ¤ge
entrichtet.

Erstmals hatte die KlÃ¤gerin am 12.11.1991 bei der LVA Oberbayern einen Antrag
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auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit gestellt, der mit Bescheid vom 10.02.1992
und mit Widerspruchsbescheid vom 20.07.1992 abgelehnt worden war, weil weder
Berufs- noch ErwerbsunfÃ¤higkeit vorlÃ¤gen. Die dagegen zum Sozialgericht
MÃ¼nchen eingelegte Klage wurde mit Urteil vom 28. September 1994 abgewiesen,
die Berufung durch Beschluss des Bayer. Landessozialgerichts vom 22. MÃ¤rz 1995
zurÃ¼ckgewiesen.

Einen weiteren Rentenantrag der KlÃ¤gerin vom 27.07.1997 hat die LVA
Oberbayern mit Bescheid vom 11.12.1997 abgewiesen mit der BegrÃ¼ndung, es
liege weder Berufs- noch ErwerbsunfÃ¤higkeit vor, zudem sei die Zeit von Oktober
1993 bis Dezember 1995 nicht mit BeitrÃ¤gen oder Anwartschaftserhaltungszeiten
belegt, so dass fÃ¼r einen zum Zeitpunkt der Rentenantragstellung eingetretenen
Leistungsfall ein Rentenanspruch schon deshalb nicht bestehen wÃ¼rde, da im
maÃ�geblichen FÃ¼nfjahreszeitraum lediglich 28 Monate mit PflichtbeitrÃ¤gen
belegt wÃ¤ren. Den dagegen eingelegten Widerspruch wies die LVA Oberbayern mit
Widerspruchsbescheid vom 23.03.1998 zurÃ¼ck. Die zum Sozialgericht Augsburg
erhobene Klage wurde in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 23.11.1999
zurÃ¼ckgenommen.

Am 30. Dezember 1999 sprach die KlÃ¤gerin bei der Beklagten vor und erklÃ¤rte
sich bereit, BeitragslÃ¼cken ab 1997 mit freiwilligen BeitrÃ¤gen zu belegen, soweit
diese nicht als Anrechnungszeit wegen Arbeitslosigkeit zu berÃ¼cksichtigen seien.
Die Beklagte ermittelte darauf bei den SozialhilfeÃ¤mtern und ArbeitsÃ¤mtern M.
und F â�¦ Das Arbeitsamt M. teilte mit, dass keine Bewerberunterlagen mehr
vorlÃ¤gen und lediglich festzustellen sei, dass die KlÃ¤gerin seit 10.06. 1990 keine
Leistungen als Arbeitssuchende erhalten habe und ArbeitslosenhilfeantrÃ¤ge mit
Bescheiden vom 26.06.1990 und 05.06. 1992 abgelehnt worden seien. Das
Landratsamt M. teilte dazu mit, dass die KlÃ¤gerin im daran anschlieÃ�enden
Zeitraum vom 01.06.1992 bis 30.09.1993 Sozialhilfe bezogen habe und legte
Kopien von Bewerbungsschreiben der KlÃ¤gerin sowie die Antworten fÃ¼r den
betreffenden Zeitraum vor. Das Landratsamt F. konnte Bewerbungsmeldungen
beim Arbeitsamt F. fÃ¼r die Zeit vom 21.06.1995 bis 26.02.1996 vorweisen. Mit
Schreiben vom 17.05.2000 teilte die Beklagte der KlÃ¤gerin zunÃ¤chst mit, dass sie
fÃ¼r die Zeit vom 01.05.1997 bis 31.12.1999 bzw. laufend ab 01.01.2000
berechtigt sei, freiwillige BeitrÃ¤ge zu entrichten, andererseits werde die KlÃ¤gerin
jedoch ausdrÃ¼cklich darauf hingewiesen, dass dadurch eine Anwartschaft auf
Rente wegen Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit nicht aufrecht erhalten werden
kÃ¶nne, da die vor diesem Zeitraum bestehenden BeitragslÃ¼cken in der Zeit vom
01.10.1993 bis 30.06.1996 nicht mehr geschlossen werden kÃ¶nnten.
AnschlieÃ�end erteilte die Beklagte ihren Bescheid vom 25.09.2000, worin sie
Nachzahlungen freiwilliger BeitrÃ¤ge fÃ¼r den Zeitraum vom 01.10.1993 bis
31.12.1995 ablehnte. Die Antragsfrist zur Entrichtung freiwilliger BeitrÃ¤ge sei
lediglich durch die Rentenantragstellung vom 24.01.1997 nur fÃ¼r die Zeit ab
01.01.1996 gewahrt.

Den dagegen eingelegten Widerspruch wies die Beklagte mit Widerspruchsbescheid
vom 11.12.2000 zurÃ¼ck. Die Entrichtung freiwilliger BeitrÃ¤ge fÃ¼r die Zeit vor
dem 1. Januar 1996 sei wegen FristversÃ¤umnis nicht mehr mÃ¶glich.
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Dagegen hat die KlÃ¤gerin zum Sozialgericht Landshut Klage erhoben, mit der sie
weiter die Nachzahlung von freiwilligen BeitrÃ¤gen fÃ¼r die BeitragslÃ¼cken vom
01.10.1993 bis 31.12.1995 begehrt. Im drohenden Verlust der Anwartschaften auf
Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit sei eine besondere HÃ¤rte gemÃ¤Ã� Â§ 197
Abs.3 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) zu sehen. Die KlÃ¤gerin erhalte ab
31.03.1998 von der Beklagten eine groÃ�e Witwenrente. Seit diesem Zeitpunkt sei
sie wirtschaftlich in der Lage BeitrÃ¤ge nachzuentrichten. Vorher habe sie den
Antrag nicht stellen kÃ¶nnen, weil sie dazu finanziell nicht in der Lage gewesen sei.
Zudem trug sie vor, dass sie in der betreffenden Zeit Sozialhilfe bezogen habe und
dies voraussetze, dass sie beim Arbeitsamt als Arbeitssuchende gemeldet gewesen
sei. Die betreffende Zeit sei deshalb als Anrechnungszeit zu bewerten und eine
Entrichtung freiwilliger BeitrÃ¤ge zur Erhaltung der Anwartschaft nicht erforderlich.
Auf die Anfrage des Sozialgerichts Landshut hat das Arbeitsamt F. ebenso wie das
Arbeitsamt M. mitgeteilt, dass keine weiteren Unterlagen Ã¼ber die betreffende
Zeit mehr vorlÃ¤gen. Dementsprechend enthÃ¤lt der von der LVA Schwaben als
kontofÃ¼hrende Anstalt vorgelegte Versicherungsverlauf vom 07.01.2003 eine
LÃ¼cke von Oktober 1993 bis Mai 1995. Die Zeit von Juni 1995 bis Februar 1996 ist
als Zeit der Arbeitslosigkeit ohne Leistungsbezug (ohne Anrechnung) verzeichnet.

Mit Urteil vom 28. MÃ¤rz 2003 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen. Die
KlÃ¤gerin sei nicht berechtigt, freiwillige BeitrÃ¤ge fÃ¼r die in ihrem
Versicherungsverlauf enthaltenen LÃ¼cken im Zeitraum vom 01.10.1993 bis
31.12.1995 zu entrichten, da die Beitragsentrichtungsfristen bereits verstrichen
seien. Ein Versicherter sei in FÃ¤llen besonderer HÃ¤rte zwar gemÃ¤Ã� Â§ 197
Abs.3 SGB VI auch nach Ablauf der Entrichtungsfristen zur Nachent- richtung
berechtigt, soweit dies von der Beklagten auf Antrag gestattet worden sei und er
ohne Verschulden an der rechtzeitigen Beitragszahlung gehindert gewesen sei. Es
stelle fÃ¼r die KlÃ¤gerin zwar eine besondere HÃ¤rte dar, dass sie ohne die
Entrichtung freiwilliger BeitrÃ¤ge ihre Anwartschaft auf GewÃ¤hrung von Rente
wegen Erwerbsminderung verliere, andererseits sei sie nicht ohne Verschulden an
der rechtzeitigen Beitragsentrichtung gehindert gewesen. Wirtschaftliche oder
finanzielle Schwierigkeiten kÃ¶nnten regelmÃ¤Ã�ig die Schuldlosigkeit nicht
begrÃ¼nden. Die BerÃ¼cksichtigung weiterer Zeiten der Arbeitslosigkeit als
Anrechnungszeit sei nicht Gegenstand des Klageverfahrens.

Dagegen wendet sich die KlÃ¤gerin mit Berufung. Sie habe in der betreffenden Zeit
nachweislich Sozialhilfe vom Landratsamt M. bzw. Landratsamt F. bezogen und
habe deshalb nicht die finanziellen Mittel besessen, freiwillige BeitrÃ¤ge zu
entrichten. Sie sei deshalb ohne Verschulden im Sinne des Â§ 197 Abs.3 SGB VI an
der rechtzeitigen Beitragszahlung gehindert gewesen. Erst ab 31.03.1998 sei sie
durch die GewÃ¤hrung von Witwenrente finanziell in der Lage gewesen, freiwillige
BeitrÃ¤ge zu entrichten. Innerhalb der 3-Monatsfrist des Â§ 197 Abs.3 nach Wegfall
dieses Hinderungsgrundes habe sie den Antrag auf Entrichtung freiwilliger
BeitrÃ¤ge gestellt. Sie sei deshalb berechtigt, fÃ¼r den betreffenden Zeitraum die
LÃ¼cken im Versicherungsverlauf durch Entrichtung freiwilliger BeitrÃ¤ge zu
schlieÃ�en.

Die KlÃ¤gerin beantragt, das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 28.03.2003
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sowie den Bescheid der Beklagten vom 25.09.2000 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 11.12.2000 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihr die Entrichtung freiwilliger BeitrÃ¤ge fÃ¼r den Zeitraum vom
01.10.1993 bis 31.12.1995 zuzulassen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die Entscheidung des Sozialgerichts weiterhin fÃ¼r zutreffend.

Beigezogen waren die Akten der Beklagten und die des Sozialgerichts Landshut, auf
deren Inhalt sowie auf den Inhalt der Berufungsakte zur ErgÃ¤nzung des
Tatbestandes Bezug genommen wird.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig, sachlich ist sie jedoch
nicht begrÃ¼ndet, weil die KlÃ¤gerin keinen Anspruch darauf hat, freiwillige
BeitrÃ¤ge fÃ¼r den Zeitraum vom 01.10.1993 bis 31.05.1995 zu entrichten.

Der Senat folgt in seiner Entscheidung den GrÃ¼nden des angefochtenen Urteils
und sieht daher insoweit gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs.2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)
von einer weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde ab.

ErgÃ¤nzend dazu ist lediglich auszufÃ¼hren, dass die KlÃ¤gerin schon deshalb
nicht die HÃ¤rtefallregelung des Â§ 197 Abs.3 SGB VI in Anspruch nehmen kann,
weil sie sich nicht innerhalb der Frist des Â§ 197 Abs.2 SGB VI beim
VersicherungstrÃ¤ger um eine FristverlÃ¤ngerung fÃ¼r die Zahlung freiwilliger
BeitrÃ¤ge bemÃ¼ht hat. Daran war sie jedoch offensichtlich nicht gehindert, auch
wenn sie zu diesem Zeitpunkt eventuell nicht in der Lage gewesen sein sollte,
freiwillige BeitrÃ¤ge noch rechtzeitig zu bezahlen (vgl. BSG-Urteil vom 11.05.2000,
Az.: B 13 RJ 85/98 in BSGE 86,153; SozR 3-5750 zu Art.2 Â§ 6 ARVNG Nr.18).

Wie sich aus dem Versicherungsverlauf der KlÃ¤gerin ergibt, war sie Ã¼ber die
Notwendigkeit aufgegklÃ¤rt, VersicherungslÃ¼cken mit freiwilligen BeitrÃ¤gen zur
Erhaltung der Anwartschaft fÃ¼r einen Anspruch auf Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit zu schlieÃ�en â�� schlieÃ�lich hat sie fÃ¼r die Zeit vom
01.05.1984 bis 31.12. 1984 und vom 01.05.1985 bis 31.05.1985 sowie vom
01.04.1986 bis 31.10.1986 die ansonsten bestehenden BeitragslÃ¼cken rechtzeitig
mit freiwilligen BeitrÃ¤gen gefÃ¼llt. Zudem hat sie vorgetragen, dass sie die ab
Oktober 1993 bestehende BeitragslÃ¼cke nur deshalb nicht mit freiwilligen
BeitrÃ¤gen gefÃ¼llt hÃ¤tte, weil sie in dieser Zeit wirtschaftlich dazu nicht in der
Lage gewesen wÃ¤re. Wirtschaftliche Schwierigkeiten allein rechtfertigen jedoch
nicht das VersÃ¤umen der in Â§ 197 Abs.3 Satz 2 bestimmten Antragsfrist, vielmehr
wÃ¤re von der KlÃ¤gerin zu fordern gewesen, dass sie sich rechtzeitig â�� woran
sie offensichtlich nicht gehindert gewesen wÃ¤re â�� mit der Bitte um Stundung an
die Beklagte gewandt hÃ¤tte (vgl. BSG a.a.O.). Wenn die KlÃ¤gerin jedoch im
Bewusstsein, dass sie wirtschaftlich nicht zu einer Beitragsleistung in der Lage ist,
die Entrichtungsfristen durch Nichtstun versÃ¤umt, so erfÃ¼llt dies nicht die
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gesetzlichen Voraussetzungen des Â§ 197 Abs.3 Satz 2.

Auch wenn zunÃ¤chst die Entrichtungsfrist fÃ¼r BeitrÃ¤ge der Jahre 1993 bis 1995
durch das Rentenantrags- und anschlieÃ�ende Klageverfahren fÃ¼r die Zeit vom
12.11.1991 â�� erster Rentenantrag â�� bis zur Entscheidung des Bayer.
Landessozialgerichts durch Beschluss vom 22.03.1995 gehemmt gewesen war und
die KlÃ¤gerin daher noch im Jahre 1995 die bestehende BeitragslÃ¼cke hÃ¤tte
fÃ¼llen kÃ¶nnen, so hat sie â�� offensichtlich aus eigenem Verschulden â�� es
unterlassen, entsprechende Schritte einzuleiten, obwohl sie sich der LÃ¼cke und
der Notwendigkeit freiwillige BeitrÃ¤ge zu entrichten aufgrund der Vorgeschichte
bewusst gewesen sein muss. Die Frage, ob die Beklagte aufgrund einer irgendwie
gearteten Verletzung ihrer AufklÃ¤rungspflichten nunmehr BeitrÃ¤ge auÃ�erhalb
der Entrichtungsfristen aufgrund eines Herstellungsanspruches entgegenzunehmen
hÃ¤tte, stellt sich in Anbetracht der insoweit bereits aufgeklÃ¤rten KlÃ¤gerin dem
Senat nicht.

Die KlÃ¤gerin hat deshalb unter keinem rechtlichen Gesichtspunkt einen Anspruch
darauf, noch fÃ¼r die Zeit vom 01.10.1993 bis 31.12.1995 freiwillige BeitrÃ¤ge zu
entrichten. Ã�ber die Frage des Vorliegens von Anrechnungszeiten wegen
Arbeitslosigkeit wird die Beklagte entsprechend dem zu Protokoll des Senats bei ihr
gestellten Antrag noch zu entscheiden haben.

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut war daher
zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Revision war nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs.2 Nrn.1
und 2 SGG nicht vorliegen.

Erstellt am: 29.12.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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